
Nachschlagewerk: ja
BGHZ___________ ; nein

Teilzahlungspreis

PreisangabenVO § 1 Abs. 1

Ein Handelsunternehmen, das entgegen einer dahingehenden 
irreführenden Werbung den Kredit zur Finanzierung des Kauf 
Preises nicht selbst gewährt, ist zur Angabe eines Teilzah 
lungspreises als Endpreis im Sinne des § 1 Abs. 1 PAngV 
nicht verpflichtet.

BGH, Urt. v. 11. Juni 1992 - I ZR 161/90 - OLG Düsseldorf
LG Wuppertal
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 11. Juni 1992 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Piper und die Richter Dr. Teplitzky, 
Dr. v. Ungern-Sternberg, Dr. Ullmann und Starck

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des 
2. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Düsseldorf 
vom 10. Mai 1990 aufgehoben.

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil der 
1. Kammer für Handelssachen des Landgerichts 
Wuppertal vom 10. Juni 1988 wird zurückgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten der Rechtsmittelver­
fahren.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de
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Tatbestand;

Der Kläger ist ein in das Vereinsregister eingetragener 
Verband von Gewerbetreibenden. Zu seinen satzungsgemäßen 
Aufgaben gehört es, unlauteren Wettbewerb zu bekämpfen und 
seine Mitglieder über die Entwicklung des Wettbewerbsrechts 
zu informieren; hierzu gibt er auch das Informationsblatt 
"Der Wettbewerb" heraus, welches Entscheidungen mit wettbe­
werbsrechtlichem Bezug enthält.

Der Kläger beanstandet als wettbewerbswidrig die nach­
folgend wiedergegebene Werbeanzeige des Beklagten, eines 
Kraftfahrzeughändlers. Er hat hierzu ausgeführt, insbeson­
dere die tabellarische Gestaltung der Anzeige erwecke bei 
dem flüchtigen Leser den Eindruck, die beworbenen Fahrzeuge 
würden zumindest auch in der Form des Ratenkaufes von dem 
Beklagten angeboten. Die Werbeanzeige beziehe sich sonach 
nicht nur auf den Barkauf, für welchen der Endpreis genannt 
sei; aus der Nennung des anzuzahlenden Betrages, der Raten 
und des Zinssatzes ergebe sich vielmehr, daß der Beklagte 
auch einen Ratenzahlungskauf anbiete, für welchen der End­
preis entgegen § 1 Abs. 1 PAngV aber fehle. Wer einen Raten­
zahlungskauf unter Angabe von Preisbestandteilen bewerbe, 
müsse auch den Teilzahlungsendpreis nennen. Da der Beklagte 
bewußt und planmäßig dem Gebot der Preisangabenverordnung 
zuwiderhandele, verhalte er sich wettbewerbswidrig im Sinne 
des § 1 UWG.

Der Beklagte ist dem entgegengetreten. Dem Kläger fehle 
die Klagebefugnis. Ein Verstoß gegen die Preisangabenverord­
nung liege zudem nicht vor. Er biete keinen Ratenkauf an. Er
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weise in seiner Werbung lediglich darauf hin, daß der nach 
der Anzahlung eines bestimmten Betrages ausstehende Rest­
kaufpreis durch einen Dritten, nämlich die F ^ B  K ^ H H l  Bank, 
finanziert werden könne. Die für den Kredit erforderliche 
Angabe des effektiven Jahreszinses (§ 4 Abs. 1 PAngV) sei in 
seiner Werbeanzeige enthalten. Die Konditionen für den be­
willigten Kredit würden vom Kreditinstitut gestellt. Da er 
diesen Kredit nicht selbst anbiete, sei es ihm auch unmög­
lich, einen Teilzahlungsendpreis zu nennen.

Das Landgericht hat die Klage .abgewiesen. Das Beru-* 
fungsgericht hat dem Beklagten verboten,

im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbe­
werbs im Zusammenhang mit dem Angebot von Kraft­
fahrzeugen an Letztverbraucher mit Angabe der An­
zahlung, der monatlichen Belastung und des effek­
tiven Jahreszinses zu werben, ohne gleichzeitig 
den Teilzahlungsendpreis anzugeben, insbesondere 
wenn dies wie folgt geschieht:
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Urlaub oder Auto? f

10% Anzahlung/
Q  0/ effektiver 

/O  Jahreszins
Diese unglaublichen / Bis 46 Monate Laufzeit/ 

Fmanzterungs- / Fiat Kredit Bank-Angebot 
Konditionen fü r 

Ausstellung*-,
Vorfuhr“ und Gebrauchtwegen machen's möglich. 

Steigen Sie ein und fahren Sie ios...

■ rtrtt“ EZ km Pro» Aiuahlung 1. Rat« 45 R itm i

Cp m m CHT 14.1. ST 7200 24400,- 2400,- 456,- 497,-

Uno « O M 26.2. ST 4500 16400,- 1600,- 322,- 334,-

Um  TS KAT 29.5.87 18 14600.- 1400,- 202,- 296.-

UDO TS KAT 29.6.S7 16 14600,- 1400,- 282,- 296.-

PM tfnlO O O 29.5.87 1B 11000,- 1100,- 189,- 224,-

Pm Sb TSO 29.5.87 16 'lO  300,- 1000,- 197,- 210,-

Gebrauchtwagen 
/ FairService-System

Gerhard van B

Mit der Revision begehrt der Beklagte, das landgerichtliche 
Urteil wiederherzustellen. Der Kläger beantragt, die 
Revision zurückzuweisen.
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Entscheidunasqründe;

Die Revision hat Erfolg. Sie führt zur Wiederherstel­
lung des die Klage abweisenden Urteils des Landgerichts.

I. Ohne Erfolg allerdings wendet sich die Revision ge­
gen die Beurteilung des Berufungsgerichts, daß der klagende 
Verband gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 UWG zur Prozeßführung befugt 
sei.

Das Berufungsgericht hat hierzu ausgeführt, der Kläger 
erfülle nicht nur die formalen Voraussetzungen des § 13 
Abs. 2 Nr. 2 UWG, sondern verfolge den satzungsgemäßen 
Zweck, unlauteren Wettbewerb zu bekämpfen, auch durch eigene 
Aktivitäten. Es hat hierzu sowie zur finanziellen Ausstat­
tung des Vereins im einzelnen Feststellungen getroffen, die 
den Anforderungen an die Voraussetzungen einer Klagebefugnis 
im Sinne der genannten Vorschrift gerecht werden (vgl. zu­
letzt BGH, Urt. v. 5.10.1989 - I ZR 56/89, GRUR 1990, 282, 
284 ff. - Wettbewerbsverein IV m.w.N,). Soweit die Revision 
die Feststellungen des Berufungsgerichts mit Verfahrensrügen 
angreift, hat der Senat diese geprüft und nicht für durch­
greifend erachtet (§ 565 a ZPO). Neuen, für die Beurteilung 
der Klagebefugnis des klagenden Verbandes revisionsrechtlich 
beachtlichen Vortrag zu geänderten tatsächlichen Verhältnis­
sen hat der Beklagte nicht gehalten.

II. Mit Erfolg wendet sich die Revision gegen die ma­
teriell-rechtliche Beurteilung des Werbeverhaltens des Be­
klagten als eines Verstoßes gegen die Preisangabenverord­
nung .
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1. a) Das Berufungsgericht hat eine Verpflichtung des 
Beklagten zur Angabe des Teilzahlungspreises als Endpreis im 
Sinne des § 1 Abs. 1 PAngV angenommen, weil die angegriffene 
Werbeanzeige neben dem Barverkauf auch den Eindruck des An­
gebotes eines Ratenzahlungskaufes erwecke. Der in der Anzei­
ge enthaltene Hinweis auf das Bank-Angebot" sei
unauffällig und klein gehalten und kläre in Anbetracht der 
blickfangmäßig herausgestellten Angaben "1,9 % effektiver 
Jahreszins" und "10 % Anzahlung" nicht hinreichend dahin 
auf, daß der Beklagte zur Finanzierung des Restkaufpreises 
lediglich auf das Kreditangebot eines Dritten hinweise.

b) Diese Beurteilung trägt das ausgesprochene Verbot 
nicht.

Gemäß § 1 Abs. 1 Satz 1 PAngV ist zur Angabe des End­
preises verpflichtet, wer als Anbieter von Waren oder Lei­
stungen gegenüber Letztverbrauchern unter Angabe von Preisen 
wirbt, wozu auch Preisbestandteile rechnen (BGH, ürt. v. 
30.3.1988 - I ZR 209/86, GRUR 1988, 699, 700 - qm-Preisanga- 
ben II; Urt. v. 11.4.1991 - I ZR 166/89, GRUR 1991, 685 
- Zirka-Preisangabe).

Außer Streit ist, daß der angegebene Barzahlungspreis 
Endpreis im Sinne der vorgenannten Vorschrift ist. Die 
Preisangabe beim Barkauf ist auch nicht Gegenstand der Kla­
ge.

Unstreitig ist zudem, daß der Beklagte die Finanzierung 
des Restkaufpreises nicht selbst durchführt. Diese erfolgt 
durch einen Dritten, nämlich die FflP KfllHpBank. Insofern
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preist der Beklagte die Gewährung eines Kredits durch einen 
Dritten an, was, wie auch die Revisionserwiderung nicht in 
Zweifel zieht, keine über das Gebot des § 4 PAngV hinausrei­
chenden Angaben erfordert. Da der Beklagte den effektiven 
Jahreszins nennt, hat er der Vorschrift des § 4 Abs. 1 PAngV 
Genüge getan.

Eine weiterreichende Verpflichtung, außer dem effekti­
ven Jahreszins den Teilzahlungspreis als Endpreis zu benen­
nen, kann ein werbendes Handelsunternehmen dann treffen, 
wenn es für einen Teilzahlungskauf einen entgeltlichen Kre­
dit selbst gewährt. In einem solchen Fall des Ratenkaufes, 
eines Kreditvertrags im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
VerbrKrG, in welchem der Kreditgeber mit dem Warenlieferan­
ten identisch ist, muß als Endpreis der Kaufpreis ein­
schließlich der für seine Kreditierung anfallenden Kosten 
angegeben werden. Dieser Teilzahlungspreis als Gesamtbetrag 
von Anzahlung und allen vom Verbraucher zu entrichtenden 
Teilzahlungen einschließlich Zinsen und sonstiger Kosten 
(S 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 lit. b VerbrKrG) wird von dem Han­
delsunternehmen dem Käufer in Rechnung gestellt. Wirbt es 
für ein Abzahlungsgeschäft in diesem Sinne unter Angabe von 
Preisbestandteilen, so hat es den genannten Teilzahlungs­
preis als Endpreis anzugeben. So verhält es sich im Streit­
fall indessen nicht.

STV,

Nach der von der Revisionserwiderung unbeanstandet ge­
bliebenen Feststellung erweckt der Beklagte vielmehr ledig­
lich in irreführender Weise den Eindruck, auch eigenfinan­
zierte Ratenzahlungskäufe, also Kreditverträge im Sinne des 
§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 VerbrKrG, anzubieten, die die Liefe­
rung einer bestimmten Sache zum Gegenstand haben.
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Eine Verpflichtung zur Angabe eines Teilzahlungspreises 
als Endpreis kann hieraus aber entgegen der Ansicht des Be­
rufungsgerichts nicht hergeleitet werden. § 1 PAngV verlangt 
die Angabe des Preises, der von dem werbenden Unternehmer 
dem Verbraucher in Rechnung gestellt wird. Die Verpflichtung 
zur Angabe des Endpreises kann sonach nur den treffen, der 
den Preis gegenüber dem Letztverbraucher festsetzt bzw. von 
ihm fordert (Begründung zur Verordnung zur Regelung der 
Preisangaben, BAnz. Nr. 70/1985 vom 13.4.1985, S. 3730 - ab­
gedruckt bei Gimbel/Boest, Die neue Preisangabenverordnung, 
S. 75, 76). § 1 PAngV schreibt einem werbenden Unternehmen 
die Angabe von Endpreisen, die nicht seinem wirklichen Ange­
bot entsprechen und von ihm deshalb tatsächlich auch nicht 
dem Verbraucher in Rechnung gestellt werden, nicht vor. Die 
genannte Vorschrift erschöpft sich in der Ordnungsregel, von 
einem Unternehmer bei einer Werbung mit Preisen die Angabe 
seines Endpreises zu verlangen. Eine weiterreichende, wett­
bewerbsrechtliche Funktion kommt den Regeln der Preisanga­
benverordnung nicht zu. Sie sind vor allem Ausdruck ordnen­
der Zweckmäßigkeit und verfolgen andere Ziele als das Gesetz 
gegen den unlauteren Wettbewerb (BGH, Urt. v.
30.11.1989 - I ZR 55/87, GRUR 1990, 617, 624 - Metro III; 
Urt. v. 6.6.1991 - I ZR 291/89, GRUR 1991, 845, 846 - Neben­
kosten) .

2. Entgegen der vom Kläger in seiner Revisionserwide- 
rung vertretenen Ansicht steht nicht zur Entscheidung, ob 
die Werbeanzeige als irreführend im Sinne des § 3 UWG zu be­
anstanden ist. Mit dem Klageantrag, dessen Fassung für die 
Bestimmung des Gegenstands der verfolgten Wettbewerbshand­
lung als maßgeblich heranzuziehen ist (§ 253 Abs. 2 Nr. 2,
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§ 308 Abs. 1 ZPO), wird allein beanstandet, daß die Anzeige 
als Endpreis nicht einen Teilzahlungspreis nennt. Auch so­
weit der Kläger die Anzeige über den "Insbesondere-Zusatz" 
in ihrer konkreten Fassung zum Inhalt des Antrags gemacht 
hat, dient diese Formulierung lediglich der Verdeutlichung 
des gerügten (vermeintlichen) Verstoßes gegen die Preisanga­
benverordnung, nicht aber der Darstellung einer unabhängig 
davon als irreführend beanstandeten Werbeanzeige.

III. Auf die Revision des Beklagten ist deshalb das 
landgerichtliche Urteil wiederherzustellen.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1, § 97 
Abs. 1 ZPO.

Piper Teplitzky v. Ungern-Sternberg

TJllmann Starck
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